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DVD: Geplanter KI-Einsatz im Ausländerrecht ist europarechts- und 
verfassungswidrig 
Das Bundesinnenministerium hat letzte Woche einen Referentenentwurf zum Einsatz 
von Künstlicher Intelligenz sowie zur Datenbeschaffung im Internet in Aufenthalts-, 
Visa- und Asylverfahren vorgelegt und zur Stellungnahme bis zum 02.07.2026 aufge-
fordert. 
Trotz der engen Fristsetzung hat die Deutsche Vereinigung für Datenschutz e. V. 
(DVD) eine ausführliche Bewertung vorgenommen, die zu folgendem Ergebnis 
kommt: 
„Der Entwurf postuliert, ohne in eine nähere Prüfung einzutreten, dass er ‚mit dem 
Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen vereinbar‘ sei 
(S. 11). Diesen Anforderungen wird der Entwurf nicht gerecht. Vorgaben der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) wie der Verordnung zur Künstlichen Intelligenz 
(KI-VO) werden missachtet: 

• Die Befugnis zum Einsatz ausländerrechtlicher KI-Systeme wird Stellen er-
laubt, die hierfür nicht die rechtlichen Anforderungen erfüllen können. 

• Ein spezifischer Schutz sensitiver Daten und insbesondere von Patientenge-
heimnissen ist entgegen den Vorgaben von Art. 9 DSGVO nicht vorgesehen. 

• Das Entwickeln automatisierter Anwendungen wird mit sämtlichen im Auslän-
derrecht anfallenden personenbezogenen Informationen erlaubt und vorgese-
hen, wodurch eine Verletzung des Zweckbindungsgrundsatzes und des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes vorprogrammiert ist. 

• Die Anforderungen der KI-VO an Hochrisikosysteme und der DSGVO an auto-
matisierte Entscheidungen werden ignoriert. 

• Es fehlt an wirksamen Vorkehrungen zur Vermeidung von Diskriminierungen, 
etwa durch verpflichtende externe unabhängige Kontrollverfahren. 

• Eine wirksame menschliche Kontrolle von automatisiert generierten Ergebnis-
sen ist nicht gewährleistet. 

• Bei der Datenbeschaffung über das Internet werden ohne Schutzmaßnahmen 
in unzulässiger Weise Betroffenendaten an US-Internetdienste übermittelt. 

• Den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Datentransparenz und an die Be-
teiligungsrechte der Betroffenen wird nicht genügt. 

• Damit werden auch die vom Bundesverfassungsgericht formulierten Anforde-
rungen unseres Grundgesetzes an hoheitliche KI-Systeme ignoriert. 
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Der Einsatz von Digitalisierung allgemein und von KI speziell im Ausländerrecht be-
darf – anders als vom Entwurf vorgesehen – des zusätzlichen Einsatzes von perso-
nellen, technischen und letztlich finanziellen Ressourcen. Der Entwurf weigert sich 
diese Notwendigkeit anzuerkennen.“ 
Der DVD-Vorsitzende Frank Spaeing kommentiert: 
„Der Entwurf missachtet grundlegende rechtsstaatliche Prinzipien. Daher empfiehlt 
die DVD dringend den Referentenentwurf zurückzuziehen und diesen so nicht der 
Bundesregierung zur Beschlussfassung vorzulegen. Der Entwurf bedarf einer umfas-
senden Überarbeitung.“ 
DVD-Vorstandsmitglied Thilo Weichert ergänzt: 
„Dessen ungeachtet möchten wir betonen, dass das Anliegen einer Beschleunigung 
und Qualifizierung von ausländerrechtlichen Verfahren durch Digitalisierung von der 
DVD ausdrücklich geteilt wird. Daher stehen wir für eine konstruktive Beratung gerne 
zur Verfügung.“ 

(356 Wörter, 3056 Zeichen mit Leerzeichen) – Ansprechpersonen s.u. 

 
Link zur Stellungnahme und zum Referentenentwurf: 
https://www.datenschutzverein.de/2026/07/dvd-pm-stellungnahme-zum-referentenentwurf-des-kimvg/  

 

 

Weitere Auskünfte erteilt: 
• Dr. Thilo Weichert, Vorstandsmitglied 

Tel.: 0431 / 9719742 
E-Mail: weichert@datenschutzverein.de 
 

• Frank Spaeing, Vorsitzender der DVD 
Tel.: 0172 / 6043135 
E-Mail: spaeing@datenschutzverein.de 

 

Über die Deutsche Vereinigung für Datenschutz (DVD):  

Die DVD nimmt seit ihrer Gründung 1977 als gemeinnütziger Verein die Interessen der 
verdateten BürgerInnen wahr. Die DVD sieht ihre Aufgabe vorrangig darin, die Bevöl-
kerung über Gefahren des Einsatzes elektronischer Datenverarbeitung und der mögli-
chen Einschränkung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung zu beraten 
und aufzuklären Inhaltlich beschäftigt sich die DVD mit so unterschiedlichen Frage-
stellungen wie dem Datenschutz in Polizei und Justiz, dem Beschäftigtendatenschutz, 
Verbraucherdatenschutz und Datenschutz im Internet. 
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